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26. Verordnung: Anordnung einer Erhebung des Bestandes an landwirtschaftlichen Maschinen
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2 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 15. Feber 1966 über die
Geschäftsordnung der Kuratorien an den

Pädagogischen Akademien des Bundes

Auf Grund des § 124 im Zusammenhalt mit
§ 131 Abs. 1 lit. b und lit. k vorletzter Satz des
Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962,
in der Fassung des BGBl. Nr. 243/1965, wird
verordnet:

ABSCHNITT I

Zusammensetzung des Kuratoriums

§ 1 . M i t g l i e d e r d e s K u r a t o r i u m s

Gemäß § 124 Abs. 2 und 3 des Schulorganisa-
tionsgesetzes ist an jeder Pädagogischen Aka-
demie des Bundes ein Kuratorium einzurichten,
dem als Mitglieder anzugehören haben:

a) mit beschließender Stimme:
Der Präsident des Landesschulrates (Der Amts-

führende Präsident des Landesschulrates) als Vor-
sitzender und zehn weitere vom Kollegium des
Landesschulrates zu bestellende Mitglieder;

b) mit beratender Stimme:
Der Amtsdirektor des Landesschulrates, der

(die) für die Volks-, Haupt- und Sonderschulen
sowie für die Musisch-pädagogischen Realgymna-
sien zuständige(n) Landesschulinspektor(en), der
Direktor der Pädagogischen Akademie des Bun-
des und drei weitere vom Lehrerkollegium der
Pädagogischen Akademie des Bundes aus seiner
Mitte zu entsendende Lehrer.

§ 2. V o r s i t z e n d e r d e s K u r a t o r i u m s

(1) Vorsitzender des Kuratoriums ist der Präsi-
dent des Landesschulrates. Soweit er sich nicht
selbst die Geschäfte des Vorsitzenden vorbehält,
tritt gemäß § 6 Abs. 2 des Bundes-Schulaufsichts-
gesetzes, BGBl. Nr. 240/1962, in jenen Ländern,

in denen ein Amtsführender Präsident des Lan-
desschulrates bestellt ist, dieser an seine Stelle.

(2) Der Amtsführende Präsident des Landes-
schulrates ist berechtigt, an jenen Sitzungen des
Kuratoriums, in denen der Präsident des Landes-
schulrates selbst den Vorsitz führt, mit beraten-
der Stimme teilzunehmen.

§ 3 . M i t g l i e d e r m i t b e s c h l i e ß e n d e r
Stimme

(1) Die vom Kollegium des Landesschulrates
durchzuführende Bestellung der Kuratoriums-
mitglieder mit beschließender Stimme hat gemäß
§ 1 2 4 Abs. 4 des Schulorganisationsgesetzes nach
dem Stärkeverhältnis der Parteien im Landtag
zu erfolgen. Zu diesem Zwecke sind die Mitglie-
dermandate (einschließlich des Präsidenten des
Landesschulrates als Vorsitzenden) auf die Par-
teien entsprechend ihrer Mitgliederzahl im Land-
tag aufzuteilen. Der Präsident des Landesschul-
rates ist dabei jener Partei zuzurechnen, der er
bei der Bestellung der Mitglieder des Kollegiums
des Landesschulrates zugerechnet worden ist.

(2) Die der jeweiligen Partei im Landtag ent-
sprechenden Mitglieder des Kollegiums des Lan-
desschulrates (Fraktion) haben für die auf die
betreffende Partei entfallenden Mitglieder-
mandate des Kuratoriums (ausgenommen das
Mandat des Präsidenten des Landesschulrates)
Wahlvorschläge beim Präsidenten des Landes-
schulrates einzubringen, die von mindestens der
Hälfte der Fraktionsmitglieder unterfertigt sein
müssen. Jeder Wahlvorschlag hat so viele Namen
zu enthalten, als auf die betreffende Fraktion
Mitgliedermandate (ausgenommen das Mandat
des Präsidenten des Landesschulrates) entfallen;
für jedes vorgeschlagene Mitglied ist in gleicher
Weise ein Ersatzmitglied zu nominieren.

(3) Die vorgeschlagenen Mitglieder und Ersatz-
mitglieder müssen nicht Mitglieder des Kol-
legiums des Landesschulrates sein, jedoch die
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Wählbarkeit zum Landtag des betreffenden
Landes besitzen.

(4) Der Präsident des Landesschulrates hat die
eingebrachten Wahlvorschläge hinsichtlich der
Erfüllung der Erfordernisse nach Abs. 2 und 3
zu prüfen und allenfalls zur Verbesserung in-
nerhalb einer angemessenen Frist an die be-
treffende Fraktion zurückzustellen. Wird der
Vorschlag nicht innerhalb der gestellten Frist ver-
bessert oder enthält er neuerlich Mängel, die eine
gesetzmäßige Bestellung nicht zulassen, so hat
der Präsident des Landesschulrates dies der be-
treffenden Fraktion mitzuteilen, ohne jedoch mit
der Durchführung der Bestellung gemäß den
folgenden Bestimmungen weiter zuzuwarten. Die
Wahl der auf die betreffende Fraktion entfallen-
den Mitglieder des Kuratoriums unterbleibt in
diesem Falle bis zur zeitgerechten Vorlage eines
mängellosen Vorschlages.

(5) Mit der Einladung zur Sitzung des Kol-
legiums des Landesschulrates, in der die Bestellung
der Mitglieder des Kuratoriums stattfinden soll,
sind den Kollegiumsmitgliedern die eingebrach-
ten Wahlvorschläge bekanntzugeben. Im übrigen
richtet sich die Durchführung der Wahl nach den
Bestimmungen der Geschäftsordnung des betref-
fenden Landesschulrates über die Durchführung
von Abstimmungen, wobei auch über alle Wahl-
vorschläge gemeinsam abgestimmt werden kann,
wenn kein Kollegiumsmitglied mit beschließen-
der Stimme dagegen Einspruch erhebt.

(6) Die Namen der gewählten Kuratoriumsmit-
glieder und ihrer Ersatzleute sind im Verord-
nungsblatt des betreffenden Landesschulrates
bekanntzumachen.

§ 4. V o m L e h r e r k o l l e g i u m z u b e -
s t e l l e n d e M i t g l i e d e r m i t b e r a t e n -

der Stimme

(1) Die Wahl der gemäß § 124 Abs. 3 lit. b
des Schulorganisationsgesetzes vom Lehrerkol-
legium der Pädagogischen Akademie des Bundes
aus seiner Mitte in das Kuratorium zu entsen-
denden drei Lehrer hat in einer Wahlversamm-
lung unter dem Vorsitz des Amtsdirektors des
Landesschulrates in geheimer Abstimmung zu
erfolgen.

(2) Alle Mitglieder des Lehrerkollegiums der
Pädagogischen Akademie des Bundes sind vom
Landesschulrat nachweislich schriftlich von Or t
und Zeit der Wahlversammlung zu verständigen.
Die Verständigung ist zeitgerecht erfolgt, wenn
sie spätestens am zehnten Tag vor dem Termin
der Wahlversammlung zugestellt oder zur Post
gegeben wurde.

(3) Wahlvorschläge können zu Beginn der
Wahlversammlung von jedem Mitglied des
Lehrerkollegiums eingebracht werden. Wahl-
berechtigt sind alle Mitglieder des Lehrerkol-
legiums der betreffenden Pädagogischen Akademie

einschließlich des Direktors. Wählbar sind nur
Lehrer, die an der betreffenden Pädagogischen
Akademie mit voller Lehrverpflichtung tätig und
disziplinär unbescholten sind. Mindestens ein
Mitglied muß dem Kreis der im § 123 Abs. 2
des Schulorganisationsgesetzes genannten Lehrer
und mindestens ein Mitglied dem Kreis der
Übungsschullehrer angehören. Der Direktor der
Pädagogischen Akademie, der dem Kuratorium
schon von Gesetzes wegen angehört, ist nicht
wählbar.

(4) Gewählt ist, wer die absolute Mehrheit der
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Erhält
im ersten Wahlgang keiner der vorgeschlagenen
Kandidaten eine absolute Mehrheit, so hat in
einem zweiten Wahlgang eine Stichwahl zwischen
den Kandidaten mit den höchsten Stimmenzahlen
stattzufinden. Ergibt die Stichwahl Stimmen-
gleichheit, so entscheidet das Los.

(5) Die Namen der gewählten Lehrer sind vom
Amtsdirektor des Landesschulrates dem Präsi-
denten des Landesschulrates mitzuteilen. Sie sind
im Verordnungsblatt des Landesschulrates be-
kanntzumachen.

(6) Jedes Mitglied des Lehrerkollegiums kann
die Wahl wegen Verletzung der Bestimmungen
der vorstehenden Absätze anfechten. Die An-
fechtung ist binnen zwei Wochen ab Verlaut-
barung der Namen der gewählten Lehrer beim
Landesschulrat einzubringen, der sie mit den
Wahlakten dem Bundesministerium für Unter-
richt zur Entscheidung vorzulegen hat. Stellt das
Bundesministerium für Unterricht fest, daß bei
Einhaltung der Wahlvorschriften das Ergebnis
der Wahl anders hätte lauten können, so hat es
die Wahl insoweit für ungültig zu erklären. Sie
ist in diesem Falle binnen eines Monats im Um-
fang der Ungültigerklärung zu wiederholen.

§ 5. F u n k t i o n s d a u e r

(1) Die Bestellung der Mitglieder nach den
§§ 3 und 4 erfolgt für die Dauer der Funktions-
periode des betreffenden Kollegiums des Landes-
schulrates. Nach jeder Neubestellung der Mit-
glieder des Kollegiums des Landesschulrates sind
auch die Mitglieder des Kuratoriums der Päd-
agogischen Akademie des Bundes neu zu bestellen.
Die Mitglieder des Kuratoriums bleiben bis zum
Zusammentritt des neuen Kuratoriums im Amt.

(2) Scheidet ein Mitglied mit beschließender
Stimme aus, so ist das betreffende Mandat unter
sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des
§ 3 neu zu besetzen und auch ein Ersatzmann neu
zu bestellen. Bis zur Neubesetzung nimmt das
bisherige Ersatzmitglied die Stelle des ausgeschie-
denen Mitgliedes ein.

(s) Im Falle des Ausscheidens eines vom Lehrer-
kollegium entsendeten Mitgliedes hat gleichfalls
eine Neuwahl nach § 4 stattzufinden. Bis zur
Neuwahl bleibt die betreffende Stelle unbesetzt.
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§ 6. A m t s g e l ö b n i s

Die nach § 3 bestellten Mitglieder und Ersatz-
mitglieder sowie die nach § 4 bestellten Mit-
glieder haben in der ersten Sitzung des Kura-
toriums nach ihrer Bestellung das Gelöbnis der
Amtsverschwiegenheit und der unparteiischen,
gewissenhaften und uneigennützigen Erfüllung
ihrer Amtspflichten in die Hand des Vorsitzen-
den zu leisten.

§ 7 . B e f a n g e n h e i t u n d s o n s t i g e
V e r h i n d e r u n g

(1) Wenn bei einem Mitglied die im § 7 des
AVG. 1950, BGBl. Nr . 172, genannten Befan-
genheitsgründe gegeben sind, hat es sich insoweit
jeder Tätigkeit im Rahmen des Kuratoriums der
Pädagogischen Akademie des Bundes zu enthal-
ten und für die Dauer der Behandlung dieser
Angelegenheit sich von der Sitzung des Kura-
toriums zu entfernen.

(2) Im Falle der Befangenheit oder sonstigen
Verhinderung eines Mitgliedes mit beschließen-
der Stimme tri t t an seine Stelle das für das Mit-
glied bestellte Ersatzmitglied, das hierüber vom
befangenen oder verhinderten Mitglied zu ver-
ständigen ist.

§ 8. E n d e d e r M i t g l i e d s c h a f t

Die Zugehörigkeit der nach den §§ 3 und 4
bestellten Mitglieder zum Kuratorium endet

a) im Falle der Neubestellung der Mitglieder
mit dem Beginn der konstituierenden Sit-
zung des neubestellten Kuratoriums;

b) durch Verzicht auf die Mitgliedschaft, die
dem Präsidenten des Landesschulrates ge-
genüber schriftlich zu erklären ist;

c) durch Verlust der Voraussetzungen für die
Wählbarkeit;

d) durch Entzug der Mitgliedschaft, die im
Falle schwerer oder wiederholter Verlet-
zung der Amtspflichten eines Kuratoriums-
mitgliedes durch das Kuratorium auszu-
sprechen ist;

e) durch den Tod des Mitgliedes.

§ 9 . E n t s c h ä d i g u n g d e r M i t g l i e d e r

(1) Die nach § 3 bestellten Mitglieder haben
Anspruch auf Reisegebühren nach den für Bun-
desbeamte geltenden Reisegebührenvorschriften,
wobei ihnen die zweithöchste Gebührenstufe
zukommt. Eine Entschädigung für Zeitversäum-
nisse gebührt unter den gleichen Voraussetzun-
gen und im gleichen Umfang, wie sie den Ge-
schwornen nach den Bestimmungen des Gebüh-
renanspruchsgesetzes 1965, BGBl. Nr . 179, zu-
kommt.

(2) Der Anspruch nach Abs. 1 ist bei der Direk-
tion der Pädagogischen Akademie des Bundes
geltend zu machen. Im Streitfall hat das Bundes-

ministerium für Unterricht über Art und Höhe
des Anspruches zu entscheiden.

(3) Für die Mitglieder mit beratender Stimme
gehört die Teilnahme an den Sitzungen des
Kuratoriums zu ihren Amtspflichten; der An-
spruch auf Reisegebühren richtet sich nach den
für sie geltenden Vorschriften.

ABSCHNITT II

Tätigkeit des Kuratoriums

§ 10. A u f g a b e n d e s K u r a t o r i u m s
(1) Dem Kuratorium obliegt gemäß § 124

Abs. 2 des Schulorganisationsgesetzes die unmit-
telbare Verwaltung der Pädagogischen Akademie
des Bundes auf dem Gebiete der Schulerhaltung,
die Erstattung von Dreiervorschlägen für die
Bestellung des Direktors, des Fachvorstandes der
Übungsschule und der Lehrer der Pädagogischen
Akademie des Bundes sowie die Beratung des
Direktors.

(2) Im Rahmen der unmittelbaren Verwaltung
der Pädagogischen Akademie des Bundes auf dem
Gebiete der Schulerhaltung hat das Kuratorium
alle jene Angelegenheiten zu besorgen, die hin-
sichtlich der den Landesschulräten unterstehenden
Bundesschulen auf dem Gebiete der Schulerhal-
tung von den Schulleitungen und vom Landes-
schulrat erledigt werden. Dazu gehören insbeson-
dere die unmittelbare Vorsorge für die Instand-
haltung des Schulgebäudes und der sonstigen
Liegenschaften der Pädagogischen Akademie des
Bundes, deren Reinigung, Beleuchtung und Be-
heizung, für die Anschaffung und Instandhaltung
der Einrichtung und der Lehrmittel sowie die
Dienstaufsicht über das Hilfspersonal.

(3) Die Beratung des Direktors des Kuratoriums
der Pädagogischen Akademie des Bundes hat ins-
besondere im Anschluß an einen Bericht zu er-
folgen, den der Direktor zu Beginn eines jeden
Semesters über die vorgesehenen Studienveran-
staltungen und die Aufnahme der Studierenden
im laufenden Semester sowie über die Ergebnisse
der Lehramtsprüfungen und über besondere Vor-
kommnisse im vorangegangenen Semester dem
Kuratorium der Pädagogischen Akademie zu
erstatten hat.

§ 1 1 . E r l e d i g u n g e n d u r c h d e n V o r -
s i t z e n d e n d e s K u r a t o r i u m s u n d
d u r c h d e n D i r e k t o r d e r P ä d a g o g i -

s c h e n A k a d e m i e d e s B u n d e s

(1) Wenn in einer Angelegenheit nicht bis zur
nächsten Sitzung des Kuratoriums zugewartet,
werden kann beziehungsweise eine zeitgerechte
Einberufung des Kuratoriums nicht möglich ist,
hat der Vorsitzende des Kuratoriums nach An-
hörung des Direktors der Pädagogischen Aka-
demie des Bundes die Angelegenheit zu erledigen
und hierüber in der nächsten Sitzung des Kura-
toriums zu berichten.
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(2) Das Kuratorium kann den Vorsitzenden
überdies ermächtigen, bestimmte Angelegenheiten
ohne vorhergehende Beschlußfassung des Kura-
toriums in dessen Namen zu erledigen, wenn dies
aus Gründen der Raschheit und Einfachheit der
Verwaltung zweckmäßig erscheint. Das Kura-
torium kann in diesen Fällen allgemeine Richt-
linien beschließen, nach denen die Erledigung
durch den Vorsitzenden zu erfolgen hat. Aus-
genommen davon ist jedoch die Erstattung von
Dreiervorschlägen im Sinne des § 124 Abs. 2 des
Schulorganisationsgesetzes.

(3) Der Vorsitzende des Kuratoriums kann ihm
übertragene Angelegenheiten der laufenden
Geschäftsführung aus den im Abs. 2 genannten
Gründen in gleicher Weise dem Direktor der
Pädagogischen Akademie des Bundes zur Erledi-
gung übertragen.

(4) In den Fällen der Abs. 2 und 3 hat der Vor-
sitzende über die Erledigungen in der nächsten
Sitzung des Kuratoriums zu berichten.

§ 1 2 . K a n z l e i g e s c h ä f t e d e s K u r a -
t o r i u m s

Die Kanzleigeschäfte des Kuratoriums sind
von der Direktion der Pädagogischen Akademie
des Bundes unter der Leitung des Direktors in
Unterordnung unter den Vorsitzenden des Kura-
toriums zu besorgen.

ABSCHNITT III

Sitzungen des Kuratoriums

§13. E i n b e r u f u n g

(1) Der Vorsitzende hat das Kuratorium zur
Erledigung der diesem obliegenden Aufgaben
nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Seme-
ster, schriftlich und nachweisbar unter Bekannt-
gabe der Tagesordnung (§ 14) zu den Sitzungen
einzuberufen.

(2) Eine Einberufung hat zu erfolgen, wenn es
vier Mitglieder des Kuratoriums mit beschließen-
der Stimme verlangen oder wenn der Vorsitzende
nach § 11 Abs. 1 dieser Geschäftsordnung ent-
schieden hat. Die Sitzung hat in diesen Fällen
innerhalb von zwei Wochen stattzufinden.

(8) Zwischen der Einberufung und dem vor-
gesehenen Sitzungstermin hat eine Frist von
mindestens einer Woche zu liegen.

§ 14. T a g e s o r d n u n g

(1) Der Vorsitzende hat für jede Sitzung eine
Tagesordnung zu erstellen.

(2) Vor Eingehen in die Tagesordnung kann
das Kuratorium diese ändern oder ergänzen.

§ 1 5 . A k t e n e i n s i c h t

Den Mitgliedern des Kuratoriums ist die Ein-
sichtnahme in die Verwaltungsakten des Kura-
toriums, soweit sie Gegenstand der Tagesordnung

sind, an den beiden der Sitzung vorangehenden
Arbeitstagen bis eine Stunde vor Beginn der
Sitzung zu ermöglichen.

§ 1 6 . B e h a n d l u n g d e r e i n z e l n e n
A n g e l e g e n h e i t e n

(1) Die in der Sitzung des Kuratoriums zu be-
handelnden Angelegenheiten sind von einem
durch den Vorsitzenden aus den Mitgliedern des
Kuratoriums zu bestellenden Berichterstatter vor-
zutragen. Ist in einer Angelegenheit durch das
Kuratorium eine Entscheidung zu treffen, so hat
der Berichterstatter einen Antrag zu stellen, der
so zu fassen ist, daß die Abstimmung auf An-
nahme oder Ablehnung lauten kann (Hauptan-
trag).

(2) Nach dem Vortrag des Berichterstatters hat
der Vorsitzende die Debatte zu eröffnen und den
Mitgliedern, die sich zu Wort gemeldet haben,
in der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort
zu erteilen. Mitgliedern mit beratender Stimme
und Fachleuten (Abs. 3), die zur Erteilung einer
Auskunft angerufen werden, ist das Wort sofort
zu erteilen. Wenn sich ein Mitglied mit beraten-
der Stimme „zum Thema" zu Wort meldet, ist
es ihm nach Beendigung der Ausführungen des
am Wort befindlichen Debattenredners, anson-
sten sofort zu erteilen; das gleiche gilt, wenn sich
ein Mitglied „zur Geschäftsordnung" zu Wort
meldet.

(3) Sofern es der Vorsitzende für erforderlich
erachtet oder das Kuratorium es auf Antrag
eines Mitgliedes beschließt, können für die Be-
handlung einzelner Angelegenheiten Fachleute
mit beratender Stimme beigezogen werden.

(4) Durch Beschluß des Kuratoriums kann die
Redezeit generell beschränkt werden; sie hat je-
doch für jeden Debattenredner mindestens fünf
Minuten zu betragen.

(5) Jedes Mitglied kann in der Debatte Gegen-
und Zusatzanträge stellen.

§ 17. O r d n u n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Wenn ein Debattenredner von der Sache
abschweift, kann ihn der Vorsitzende „zur Sache"
rufen. Nach dem dritten Ruf „zur Sache" kann
der Vorsitzende dem Redner das Wort entziehen.

(2) Wenn ein Mitglied während einer Sitzung
des Kuratoriums den Anstand oder die Sitte ver-
letzt, so spricht der Vorsitzende die Mißbilligung
hierüber durch den Ruf „zur Ordnung" aus. Der
Vorsitzende kann in diesem Fall die Rede unter-
brechen und dem Redner auch das Wort ent-
ziehen.

(s) Hält ein Debattenredner sich nicht an die
gemäß § 16 Abs. 4 beschlossene Redezeitbeschrän-
kung, so hat ihm der Vorsitzende nach zweimali-
ger Mahnung das Wort zu entziehen.
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(4) Jedes Mitglied kann eine Verfügung nach
Abs. 1 oder Abs. 2 oder eine Mahnung nach
Abs. 3 verlangen. Über ein solches Verlangen hat
der Vorsitzende sofort zu entscheiden.

§ 1 8 . S c h l u ß d e r D e b a t t e

(1) Die Debatte ist nach Erschöpfung der Red-
nerliste beziehungsweise unter Bedachtnahme auf
Abs. 3 nach Annahme eines Antrages auf Schluß
der Debatte zu schließen.

(2) Ein Antrag auf Schluß der Debatte kann,
nachdem wenigstens zwei Redner gesprochen
haben, jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung
eines Redners, gestellt werden. Über einen sol-
chen Antrag ist sofort abzustimmen.

(3) Wird der Antrag auf Schluß der Debatte
angenommen, so dürfen noch je ein Redner von
jeder Fraktion und der Berichterstatter das Wort
ergreifen.

§ 19. B e s c h l u ß f a s s u n g

(1) Vor Eingang in die Beschlußfassung ist die
Beschlußfähigkeit festzustellen. Diese ist ge-
geben, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß ge-
laden worden sind und mindestens die Hälfte
der Mitglieder mit beschließender Stimme an-
wesend ist.

(2) Die Beschlußfassung hat in nachstehender
Reihenfolge vor sich zu gehen:

a) Bei Vorliegen von Gegenanträgen ist vor-
erst über diese Beschluß zu fassen;

b) wird ein Gegenantrag angenommen, wo-
durch der Hauptantrag und allfällige Zu-
satzanträge zu diesem abgelehnt werden,
ist über allfällige Zusatzanträge zum Ge-
genantrag zu beschließen, und zwar über
die weitergehenden vor den weniger weit
gehenden;

c) im Falle der Ablehnung eines Gegenantra-
ges, wodurch auch die Zusatzanträge zu
diesem abgelehnt werden, oder wenn kein
Gegenantrag vorliegt, ist über allfällige
Zusatzanträge zum Hauptantrag zu be-
schließen, und zwar über die weitergehen-
den vor den weniger weit gehenden;

d) durch die Annahme eines Zusatzantrages
wird auch der Hauptantrag angenommen;
wird der Zusatzantrag abgelehnt oder
liegen weder Gegenanträge noch Zusatz-
anträge vor, so ist über den Hauptantrag
zu beschließen.

(s) Die Abstimmung hat durch Heben der
Hand, im Falle des Abs. 4 oder wenn es der
Vorsitzende anordnet oder mindestens vier Mit-
glieder mit beschließender Stimme verlangen,
durch Abgabe von Stimmzetteln zu erfolgen.
Der Stimmzettel hat den Namen des Abstim-
menden und einen Hinweis auf den Gegenstand
der Abstimmung zu enthalten.

(4) Die Beschlußfassung in Angelegenheiten, bei
denen eine Haftpflicht nach den Vorschriften
über die Amtshaftung geltend gemacht werden
kann, hat durch die Abgabe von Stimmzetteln
zu erfolgen.

(5) Jedem stimmberechtigten Mitglied kommt
eine Stimme zu. Eine Übertragung der Stimme
auf eine andere Person ist unzulässig und un-
wirksam.

(6) Jedes anwesende Mitglied mit beschließen-
der Stimme ist zur Stimmabgabe verpflichtet.
Die Abgabe der Stimme darf nur in der Form
der Zust immung zum Antrag oder der Ableh-
nung des Antrages ohne Begründung erfolgen.

(7) Die Beschlüsse werden mit absoluter Stim-
menmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet der Vorsitzende.

§ 20. P r o t o k o l l f ü h r u n g

(1) In der ersten Sitzung des Kuratoriums
nach seiner Neubestellung ist vor Eingang in die
Tagesordnung ein Schriftführer zu wählen, der
über jede Sitzung ein Protokoll anzufertigen
hat.

(2) Das Protokoll hat das Datum, den Beginn
und das Ende der Sitzung, die Namen der An-
wesenden, die Anträge in ihrem vollen Wort-
laut, das Ergebnis der Beschlußfassung und jene
Erklärungen in kurzer Fassung zu enthalten,
deren Aufnahme in das Protokoll verlangt wird.

(3) Bei Beschlußfassung durch Abgabe von
Stimmzetteln sind diese dem Protokoll anzu-
schließen oder die Namen der Abstimmenden
unter der Angabe, ob sie dem Antrag zuge-
st immt oder diesen abgelehnt haben, beim je-
weiligen Ergebnis der Beschlußfassung zu ver-
merken. In letzterem Falle können die Stimm-
zettel nach Ablauf von drei Monaten nach Fer-
tigung des Protokolls (Abs. 4) vernichtet
werden.

(4) Das Protokoll ist vom Vorsitzenden, vom
Schriftführer und von einem weiteren Mitglied
des Kuratoriums zu unterfertigen. Das zuletzt
genannte Mitglied ist von der stärksten Fraktion
des Kuratoriums, welcher der Präsident des
Landesschulrates nicht angehört, zu bestimmen.

(5) Jedem Mitglied ist Gelegenheit zur Ein-
sichtnahme in das Protokoll zu geben. Auf sein
Verlangen ist das Protokoll zu berichtigen, wenn
das Kuratorium das Verlangen für begründet
erachtet.

ABSCHNITT IV

Schlußbestimmungen

§ 21. I n k r a f t t r e t e n

(1) Die vorliegende Geschäftsordnung tr i t t , so-
weit im folgenden nicht anderes bestimmt ist,
am 1. September 1968 in Kraft.
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(2) Soweit gemäß § 131 Abs. 1 lit. k letzter
Satz des Schulorganisationsgesetzes Pädagogische
Akademien des Bundes als Schulversuch einge-
richtet werden, ist die vorliegende Geschäftsord-
nung ab 1. September 1966 anzuwenden.

(3) Auf Kuratorien für künftige Pädagogische
Akademien des Bundes sind die Bestimmungen
dieser Geschäftsordnung schon ab dem der
Kundmachung dieser Verordnung folgenden
Tag mi t der Maßgabe anzuwenden, daß die Vor-
schriften über die Zugehörigkeit des Direktors
und von Vertretern des Lehrerkollegiums der
Pädagogischen Akademie des Bundes so lange
keine Anwendung finden, als der Direktor be-
ziehungsweise das Lehrerkollegium der betref-
fenden Pädagogischen Akademie des Bundes
nicht bestellt sind. Die Kanzleigeschäfte der
Kuratorien für künftige Pädagogische Akade-
mien des Bundes sind bis zur Einrichtung der
Direktion der betreffenden Pädagogischen Aka-
demie des Bundes vom Amt des Landesschul-
rates zu führen.

Piffl

2 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 21. Feber
1966, mit der eine Erhebung des Bestandes
an landwirtschaftlichen Maschinen und Gerä-

ten angeordnet wird

Auf Grund der §§ 2 Abs. 2 und 3, 4 Abs. 1
und 2, 7 Abs. 1 und 7, 8 Abs. 1 und 2 sowie
des § 10 Abs. 1 des Bundesstatistikgesetzes 1965,
BGBl. Nr. 91, wird, hinsichtlich des § 7 im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Fi-
nanzen, angeordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentral-
amt hat mit Stichtag 3. Juni 1966 eine Erhebung
durchzuführen, die

a) den Bestand an landwirtschaftlichen Ma-
schinen und Geräten,

b) bei Betrieben, die Zugmaschinen besitzen,
überdies das Ausmaß der selbstbewirt-
schafteten land- und forstwirtschaftlichen
Flächen nach Kulturarten und den Bestand
an Zugtieren

zu umfassen hat.

§ 2. Bei der Erhebung ist der einen Bestandteil
dieser Verordnung bildende Erhebungsbogen
(Anlage) zu verwenden.

§ 3. Gegenstand der Erhebung sind alle ver-
wendungsfähigen landwirtschaftlichen Maschinen
und Geräte sowie jene, deren Reparatur tech-
nisch möglich und wirtschaftlich zweckmäßig ist.
Nicht zu erfassen sind jedoch Maschinen und
Geräte von Erzeugungs- und Handelsbetrieben,
außer solche, die gemäß § 4 Abs. 1 Z. 3 verwen-
det werden.

§ 4. (1) Zur Auskunftserteilung sind verpflich-
tet:

1. Die Bewirtschafter (Eigentümer, Besitzer,
Pächter und sonstige Nutznießer oder deren
Beauftragte) von

a) land- und forstwirtschaftlichen Betrieben
mit einer Nutzfläche von mindestens
V2 Hektar,

b) Erwerbsgarten-, Erwerbsobstbau- und Er-
werbsweinbaubetrieben auch dann, wenn
die Betriebsfläche kleiner als V2 Hektar ist,

die über Maschinen und Geräte verfügen, welche
zur Gänze oder überwiegend auf landwirtschaft-
lichen Flächen verwendet werden;

2. die vertretungsbefugten Organe der Ge-
meinden, sowie der Maschinengenossenschaften
und der sonstigen zum Zwecke des Einsatzes von
landwirtschaftlichen Maschinen bestehenden Ver-
einigungen hinsichtlich der in ihrem Besitze be-
findlichen landwirtschaftlichen Maschinen und
Geräte;

3. sonstige physische und juristische Personen,
die landwirtschaftliche Maschinen und Geräte
vermieten, verleihen oder auf sonstige Weise
zum Einsatz in Landwirtschaftsbetrieben bringen
oder bringen lassen.

(2) Im gemeinsamen Eigentum mehrerer In-
haber landwirtschaftlicher Betriebe stehende
Maschinen oder Geräte sind in dem Betrieb zu
zählen, in dem sie sich am Mittag des Stichtages
befinden. Befinden sie sich zu diesem Zeitpunkt
bei keinem der Miteigentümer, so ist bei jenem
Miteigentümer zu zählen, bei dem sie sich zuletzt
befunden haben.

§ 5. Die Durchführung der Erhebung hat in
der Form zu geschehen, daß die zur Auskunfts-
erteilung Verpflichteten (§ 4) die von der Ge-
meinde zur Verfügung zu stellenden Erhebungs-
formulare auszufüllen und der Gemeinde zurück-
zustellen haben.

§ 6. Die Gemeinde hat auf Grund der ausge-
füllten Erhebungsblätter eine Gemeindeübersicht
zu verfassen. Diese sowie die Erhebungsblätter
sind, außer in Städten mit eigenem Statut, der
Bezirksverwaltungsbehörde vorzulegen.

§ 7. Der Gemeinde wird auf Antrag eine Abfin-
dung der ihr bei der Mitwirkung an der Erhe-
bung entstehenden Kosten in der Höhe von
S l'50 für jeden ausgefüllten Erhebungsbogen
gewährt. Der Antrag ist zugleich mit der Vor-
lage der Gemeindeübersicht einzubringen.

§ 8. Die in Erfüllung der Auskunftspflicht ge-
machten Angaben dürfen auch zum Zwecke der
Betriebsmittelverbilligung im Bereich der Land-
und Forstwirtschaft herangezogen werden.

Schleinzer
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27. Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 16. Feber 1966 über die
Aufhebung einiger Bestimmungen der Ver-
ordnung betreffend Änderung des Geschäfts-
planes in der Kraftfahrzeug-Haftpflicht-

versicherung

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 sowie
gemäß § 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
Erkenntnis vom 16. Dezember 1965, V 35/64
— dem Bundesministerium für Finanzen am
9. Feber 1966 zugestellt — in der Verordnung
des Bundesministeriums für Finanzen vom
27. Jänner 1960, BGBl. Nr. 28, betreffend Ände-
rung des Geschäftsplanes in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung

1. das Wort „Alkoholmißbrauch," in der
Überschrift von „A. Leistungsfreiheit bei Alko-
holmißbrauch, Einwirkung von Suchtgiften und
bei Fahrerflucht:" in „13. Ergänzende Vertrags-
bestimmungen:" der „Vorbemerkungen" in dem
eine Anlage der Verordnung bildenden „Tarif
für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung",

2. die Worte „ . . . infolge übermäßigen Alko-
holgenusses oder . . . " in lit. a der zu 1. be-
zeichneten Ergänzenden Vertragsbestimmungen,

3. die Worte „ . . . für die das Fahrzeug zu-
gelassen war oder . . . " in „D. Unzulässige Per-
sonenbeförderung:" der zu 1. bezeichneten Er-
gänzenden Vertragsbestimmungen
als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung wird mit Ablauf des
15. Juni 1966 wirksam.

Schmitz

2 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 21. Feber 1966 über den Beitritt
Ungarns zum Übereinkommen betreffend
das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen

Nach Mitteilung der Königlich. Niederländi-
schen Botschaft in Wien ist seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 97/1963 Ungarn dem Übereinkom-
men betreffend das Verfahren in bürgerlichen
Rechtssachen, BGBl. Nr. 91/1957, beigetreten.

Das Übereinkommen ist für Ungarn am
18. Feber 1966 in Kraft getreten.

Klaus
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